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Einleitung

Mit dem Vertrag von Amsterdam wurde 1997 der Artikel 13 über Nichtdiskriminierung in 
den EG-Vertrag aufgenommen. Er dient als Grundlage für zwei Richtlinien, die Richtlinie 
über die Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf1 und die Richtlinie über die 
Gleichbehandlung der Rassen2. Letztere sollte von den Mitgliedstaaten bis zum 19. Juli 2003 
in nationales Recht umgesetzt werden.

Im Bericht der Europäischen Kommission3 wird die Umsetzung der Richtlinie zur 
Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft analysiert. Aller Voraussicht nach wird die Europäische Kommission 
noch in diesem Jahr Informationen über etwaige Vertragsverletzungsverfahren vorlegen.

Nach Ansicht der Berichterstatterin handelt es sich bei der Richtlinie über die 
Gleichbehandlung der Rassen (2000/43/EG) um eine bedeutsame Rechtsetzungsinitiative. Sie 
stellt einen großen Schritt nach vorn dar, denn sie schützt vor Diskriminierung und eröffnet 
Möglichkeiten zur Rechtsdurchsetzung. Hinzu kommt die Tatsache, dass sie für alle Personen 
unabhängig von der Staatsangehörigkeit oder dem Aufenthaltsstatus gilt.

Es bleibt aber noch viel zu tun, damit die Richtlinie ordnungsgemäß umgesetzt wird. Die 
Berichterstatterin ersucht die Kommission, nicht nur auf die korrekte rechtliche Umsetzung 
der Richtlinien zu achten, sondern auch die in der Praxis bestehenden Hindernisse zu 
berücksichtigen. Viele Betroffene kennen ihre Rechte gar nicht oder stoßen bei der 
Beschreitung des Rechtswegs auf Schwierigkeiten. Die Information über die 
Antidiskriminierungsgesetze und die Möglichkeiten zur Rechtsdurchsetzung sollte einen 
höheren Stellenwert erhalten.

Ungeachtet der Fortschritte, die bei der Umsetzung der Gleichbehandlungs-Richtlinien erzielt 
worden sind, hat der Rassismus nicht abgenommen. Ganz im Gegenteil. In der Europäischen 
Union ist die Zahl der erfassten rassistischen Übergriffe dramatisch gestiegen. Daneben gibt 
es Anzeichen für eine höhere Toleranz gegenüber diskriminierendem Verhalten, insbesondere 
im Umgang mit Zuwanderern und Muslimen. Rassismus steht im Widerspruch zu den 
Grundsätzen der Europäischen Union. Er untergräbt den sozialen Zusammenhalt und 
erschwert die Emanzipation. Das Europäische Parlament sollte unbedingt ein Zeichen setzen, 
damit der politische Wille, sich mit dem Rassismus auseinanderzusetzen, gestärkt wird.

Um die Umsetzung der Richtlinie bewerten zu können, hat die Berichterstatterin die 
Themenkomplexe Anwendungsbereich, Rechtsdurchsetzung, Beweislast, 
Gleichbehandlungsstellen, Unterrichtung und Sensibilisierung untersucht.

  
1 Richtlinie 2000/78 vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung 
der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf.
2 Richtlinie 2000/43/EG vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne 
Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft.
3 KOM(2006) 643 endg./2 vom 15. Dezember 2006.
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1. Anwendungsbereich

Die Richtlinie über die Gleichbehandlung der Rassen wurde zur Zeit ihrer Verabschiedung als 
geradezu revolutionär empfunden, denn der Schutz vor Diskriminierung war darin nicht auf 
den Beschäftigungsbereich begrenzt. Artikel 3 bezieht in den sachlichen Anwendungsbereich
u. a. die soziale Sicherheit, die Bildung und den Zugang zu Gütern und Dienstleistungen 
einschließlich Wohnraum ein.

Der weit gefasste Anwendungsbereich der Richtlinie 2000/43/EG fand keine Entsprechung in 
der Richtlinie über die Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (2000/78/EG), die 
Diskriminierung aus Gründen der Religion, der Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Orientierung untersagt, aber nur im Erwerbsleben. Die Berichterstatterin begrüßt, dass eine 
Reihe von Mitgliedstaaten die große Bandbreite der Richtlinie über die Gleichbehandlung der 
Rassen für alle Diskriminierungsgründe übernommen hat und damit über die Richtlinie 
hinausgeht.

Die Berichterstatterin ist der Ansicht, dass die Richtlinie über die Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf dahingehend geändert werden sollte, dass ihr Anwendungsbereich
mit dem der Richtlinie über die Gleichbehandlung der Rassen übereinstimmt. Dies ist 
erforderlich, damit keine Hierarchie der Diskriminierungsformen entsteht und bei mehrfacher 
Diskriminierung keine Probleme auftreten.

Da zudem der Rassismus mit der Diskriminierung aus Gründen der Nationalität und/oder 
Religion bzw. Weltanschauung zusammenhängt, könnte sich eine Änderung des 
Anwendungsbereichs der Richtlinie als notwendig erweisen, um den Zugang zu effektiven 
Rechtsbehelfen zu verbessern.

Zwar werden anscheinend die meisten Länder dem sachlichen Anwendungsbereich der 
Richtlinie über die Gleichbehandlung der Rassen gerecht, doch sind noch größere 
Umsetzungsdefizite zu verzeichnen. Beispielsweise müssen fünf Mitgliedstaaten die 
Richtlinie noch außerhalb des Beschäftigungsbereichs ordnungsgemäß in nationales Recht 
überführen.1

In einigen Mitgliedstaaten wird zudem die Umsetzung auf den privaten Sektor beschränkt, 
und in zwei Ländern ist das Militär vom Anwendungsbereich der Umsetzungsvorschriften 
ausgenommen.2 Während in zahlreichen Mitgliedstaaten der öffentliche Sektor nicht 
hinreichend einbezogen wird, hat ein Mitgliedstaat die Anwendung der Richtlinie im privaten 
Sektor eingeschränkt.3 Da alle öffentlichen und privaten Körperschaften in den sachlichen 
Anwendungsbereich der Richtlinie fallen, gilt es festzustellen, warum bestimmte Sektoren 
davon ausgenommen wurden.

  
1 Malta, Lettland, Estland, Polen, Tschechische Republik.
2 Lettland, Malta.
3 Ungarn.
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Die Berichterstatterin möchte überdies von der Kommission erfahren, ob die Richtlinie auch 
Tätigkeiten der Polizeibehörden in den Mitgliedstaaten wie die Erstellung ethnischer Profile 
einschließt.

2. Rechtsdurchsetzung

In allen Staaten gibt es sowohl gerichtliche als auch außergerichtliche Verfahren. Dies ist von 
Bedeutung, weil im Zivilverfahren die Beweislast nicht nur beim Opfer liegt und dieses nicht 
auf den Staatsanwalt angewiesen ist, um eine Klage einzureichen. 

Im Allgemeinen ist die Rechtsprechung zum Thema Diskriminierung nicht sehr umfangreich. 
Dies mag zu der Schlussfolgerung verleiten, dass der Rassismus kein großes Problem 
darstellt, doch Untersuchungen ergeben ein anderes Bild. Realistischer ist es wohl 
anzunehmen, dass dem Zugang zu den Gerichten noch viele Hemmnisse entgegenstehen. Die 
Dauer und Komplexität der Verfahren kann Opfer davon abhalten, den Rechtsweg zu 
beschreiten.1
Wenn wirklich Klage eingereicht wird, sind bisweilen die Fristen zu kurz. In Ungarn müssen 
Opfer beispielsweise die Klage innerhalb von nur 30 Tagen anhängig machen, in den 
Niederlanden und in Irland innerhalb von zwei Monaten.

In einer Reihe von Mitgliedstaaten kann die Rechtsverfolgung zu einem echten Problem 
werden, wenn jemand die damit verbundenen Kosten nicht aufbringen kann.2

Verbände können den Opfern hilfreich zur Seite stehen. Allerdings gibt es in vielen 
Mitgliedstaaten keine speziellen Regelungen für die Beteiligung von Verbänden an 
Diskriminierungsverfahren.3 Nur wenige Staaten gestatten es Verbänden, bei Verfahren die 
Belange von Diskriminierungsopfern zu vertreten. Es sind einige positive Beispiele zu 
nennen, so etwa Spanien oder Lettland, wo juristische Personen, die zur Verteidigung 
kollektiver Rechte und Interessen befugt sind, mit Zustimmung des Klägers bei 
Gerichtsverfahren mitwirken können, um dem Grundsatz der Gleichbehandlung ohne 
Unterschied der Rasse oder ethnischen Herkunft Geltung zu verschaffen.

Verstöße gegen Antidiskriminierungsgesetze müssen mit wirksamen und abschreckenden 
Sanktionen geahndet werden, die dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen. Bisher 
kann davon aber nur in wenigen Ländern die Rede sein.

3. Beweislast

Diskriminierung ist bekanntlich nur schwer nachzuweisen. Besonders im 
Beschäftigungsbereich befindet sich der Arbeitgeber in einer viel stärkeren Position als der 
Arbeitnehmer, da sich die Informationen über eine mutmaßlich diskriminierende 

  
1 so etwa in Portugal und Slowenien, wo sich bestimmte Gerichtsverfahren über fünf Jahre oder noch länger 
hinziehen.
2 d. h. in der Tschechischen Republik, in Litauen und der Slowakei.
3 d. h. in Dänemark, Finnland, Litauen, Schweden oder dem Vereinigten Königreich.
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Entscheidung in der Regel beim Arbeitgeber befinden und Zeugen nur ungern gegen ihren 
Arbeitgeber aussagen. Deshalb ist in Artikel 8 ein so genannter Zweistufentest vorgesehen. 
Danach müssen Personen, die sich für diskriminiert halten, zunächst Tatsachen glaubhaft
machen, die das Vorliegen einer unmittelbaren oder mittelbaren Diskriminierung vermuten
lassen. Dann erfolgt eine Beweislastumkehr, d. h. des obliegt dem Beklagten zu beweisen, 
dass keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes vorgelegen hat. 

Mehrere Mitgliedstaaten haben die Bestimmung zur Beweislast nicht (ordnungsgemäß) 
umgesetzt.1 Überdies lassen sich die Umsetzungsvorschriften zur Beweislast in vielen 
Mitgliedstaaten noch nicht beurteilen, da noch keine gefestigte Rechtsprechung dazu vorliegt.

Erste Beispiele aus der Spruchpraxis deuten darauf hin, dass selbst die Erbringung eines 
Anscheinsbeweises für die Kläger nicht leicht ist. Statistiken sind nur schwer zu beschaffen, 
und Situationsprüfungen müssen oft strengen Kriterien genügen. 

Die Sammlung sensibler Daten, die zum Nachweis einer mittelbaren Diskriminierung oder 
zur Beurteilung des Ausmaßes der Diskriminierung in der Gesellschaft erforderlich sein 
könnte, ruft in vielen Mitgliedstaaten Vorbehalte und Ängste hervor.

4. Gleichbehandlungsstellen

Nahezu alle Mitgliedstaaten2 verfügen jetzt über Gleichbehandlungsstellen oder haben die 
von diesen Stellen wahrzunehmenden Aufgaben einer bereits bestehenden Einrichtung wie 
einem nationalen Institut für Menschenrechte übertragen. Das Gros dieser Stellen ist nicht nur 
für Diskriminierung aus rassischen oder ethnischen Gründen, sondern auch für 
Diskriminierung aus anderen Gründen zuständig. Die betreffenden Stellen stehen den Opfern 
von Diskriminierung auf vielfältige Weise zur Seite, etwa bei der Einleitung rechtlicher 
Schritte3 oder durch nichtverbindliche Stellungnahmen zu Beschwerden, die bei ihnen 
eingehen4. Eine Reihe spezieller Einrichtungen kann Beschwerden über Diskriminierungen 
nachgehen und in der Regel eine für alle Beteiligten verbindliche Entscheidung treffen.5

Es bleibt abzuwarten, ob alle Stellen in der Lage sein werden, ihre Aufgaben unabhängig 
wahrzunehmen, wie es die Richtlinie erfordert.6 Beispielsweise sind sowohl in Italien als auch 
in Spanien die Gleichbehandlungsstellen in Ministerien angesiedelt.

In einigen Ländern sind die Stellen nicht mit ausreichenden Mitteln zur Durchführung ihrer 
Aufgaben ausgestattet.

  
1 Österreich, Italien, Lettland, Polen, Estland, Litauen, Luxemburg, Deutschland. Siehe Netzwerk unabhängiger 
Rechtsexperten, S. 73.
2 Die Ausnahmen sind die Tschechische Republik, Luxemburg, Malta und Deutschland.
3 So ist es in Finnland, Belgien, Ungarn, Irland, Großbritannien und Schweden.
4 Dies trifft auf Österreich, die Niederlande, Dänemark, Zypern, Ungarn, Lettland, Litauen, Griechenland und 
Slowenien zu.
5 So in Österreich, Zypern, Frankreich, Ungarn, Irland, Litauen und Schweden.
6 Siehe den Bericht „Developing anti-discrimination law in Europe – the 25 Member States compared“, 
Europäisches Netzwerk unabhängiger Rechtsexperten für Antidiskriminierung, November 2006.
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5. Unterrichtung und Sensibilisierung

Rechte sind gemeinhin von geringem Nutzen, wenn man sie nicht kennt. Deshalb verpflichtet 
Artikel 10 der Richtlinie die Mitgliedstaaten, die Öffentlichkeit über die einschlägigen 
Bestimmungen der Richtlinie in geeigneter Form zu informieren. 

Sowohl die Europäische Kommission als auch das Netzwerk unabhängiger Rechtsexperten 
haben festgestellt, dass viele Mitgliedstaaten hier untätig geblieben sind. Auch das jüngste 
Eurobarometer deutet auf einen geringen Bekanntheitsgrad der Antidiskriminierungsgesetze 
hin. Nur 35 % der Befragten meinen, dass ihr Land ein Gesetz zum Verbot von 
Diskriminierung aus ethnischen Gründen erlassen hat. Von den EU-Bürgern gibt nur ein 
Drittel an zu wissen, was man als Opfer von Diskriminierung oder Schikanen unternehmen 
muss. Besonders in den zehn neuen Mitgliedstaaten ist der Grad der Sensibilisierung gering.

Dennoch hat die Richtlinie die öffentliche Diskussion über die Bekämpfung der 
Diskriminierung befeuert und zu vielen bedeutsamen Initiativen geführt. Eine Reihe von 
Mitgliedstaaten, darunter Malta, Polen und Portugal, haben die Verpflichtung der Arbeitgeber 
zur Unterrichtung der Mitarbeiter über Antidiskriminierungsvorschriften in ihr 
innerstaatliches Recht aufgenommen. Finnland war besonders erfolgreich, denn es hat eine 
Broschüre über das Nichtdiskriminierungsgesetz in Braille herausgebracht sowie in 
gedruckter und elektronischer Form (über das Internet) in Finnisch, Schwedisch, Englisch, 
Samisch, Russisch, Arabisch und Spanisch zur Verfügung gestellt. 

Im Rahmen des Europäischen Jahrs der Chancengleichheit müssen aber sowohl die EU-
Institutionen als auch die Mitgliedstaaten unbedingt dafür sorgen, dass sich alle Bürger 
Europas über ihre Rechte im Klaren sind.


